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Hintergrund

In den letzten Jahren haben Todesfäl-
le von Kindern in der Folge von Miss-
handlung und Vernachlässigung in Po-
litik und Öffentlichkeit Bestürzung aus-
gelöst. Die Notwendigkeit eines effek-
tiveren Kinderschutzes rückte ins Zen-
trum der öffentlichen und politischen 
Diskussion. Als Reaktion darauf wur-
de im Koalitionsvertrag aus dem Jah-
re 2005 vereinbart, Strukturen zu entwi-
ckeln, um Risikosituationen frühzeitig 
zu erkennen und die Erziehungskompe-
tenzen hoch belasteter Eltern zu stärken 
[1]. 2006 wurde daraufhin vom Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend (BMFSFJ) das Aktions-
programm „Frühe Hilfen für Eltern und 
Kinder und Soziale Frühwarnsysteme“ 
auf den Weg gebracht. Dass die Verbes-
serung des Kinderschutzes mit dem Na-
tionalen Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) 
durch präventive Strategien weiter vor-
angebracht werden soll, wird auch im ak-
tuellen Koalitionsvertrag 2009 hervorge-
hoben [2].

Um die an vielen Standorten bereits 
vorhandenen guten Ansätze Früher Hil-
fen weiterzuentwickeln, hat das BMFSFJ 
2007 die Förderung von Modellprojekten 
bekannt gegeben. Im Rahmen des Akti-
onsprogramms haben Bund und Län-
der zehn Modellprojekte ausgewählt, die 
in allen 16 Bundesländern verortet sind 
(. Abb. 1, [3]). Eine Finanzierung ge-

meinsam mit den beteiligten Ländern, 
Gebietskörperschaften und in einzelnen 
Fällen auch mit Verbänden, Stiftungen 
oder kirchlichen Einrichtungen soll die 
Initiativen auf eine breitere Basis stellen. 
Alle Projekte bestehen aus zwei Kompo-
nenten: dem Praxisangebot Früher Hil-
fen und seiner wissenschaftlichen Be-
gleitung. Der Fokus des Bundes liegt auf 
der Förderung der wissenschaftlichen 
Begleitung, der Koordination des Aus-
tauschs und der zusammenfassenden 
Kommunikation der Ergebnisse, Erfah-
rungen und Erkenntnisse.

Die ausgewählten Modellprojekte ori-
entieren sich an den Qualitätsdimensi-
onen Früher Hilfen, wie sie im Aktions-
programm formuliert wurden, und de-
cken ein breites Spektrum ab hinsichtlich 
der inhaltlichen Ausrichtung des Praxis-
angebots und der Methodik der wissen-
schaftlichen Begleitung. Inhaltlich kon-
zentrieren sich mehrere Projekte auf die 
Evaluation der Arbeit von Familienheb-
ammen, ein niedrigschwelliges Angebot 
früher Unterstützung, das von Familien 
in Belastungssituationen gut akzeptiert 
wird. Ein weiterer Schwerpunkt ist die 
wissenschaftliche Begleitung spezieller, 
nach Bedarf auch hoch dosierter Hilfe-
formen, wie zum Beispiel die STEEP-Be-
ratung. Ein Modellprojekt analysiert die 
Aktivität bereits institutionalisierter Frü-
he-Hilfen-Systeme in den Ländern Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-Hol-
stein.

Ein weiteres Anliegen verfolgen nahe-
zu alle Modellprojekte im Schwerpunkt: 
die Analyse von Vernetzungsaktivitäten. 
Dass der Auf- und Ausbau stabiler inter-
disziplinärer Kooperationsstrukturen die 
zentrale Herausforderung im Feld Frü-
her Hilfen ist, zeigt auch das Ergebnis der 
Kurzevaluation Früher Hilfen durch das 
Deutsche Jugendinstitut (DJI) aus dem 
Jahre 2007. Die Autorinnen und Autoren 
ziehen das Fazit, dass es in Deutschland 
bereits vielfältige Hilfen und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten gibt, aber „einzelne 
Modelle für sich allein können keine gute 
Versorgung von Familien mit Unterstüt-
zungsangeboten gewährleisten. Dies ge-
lingt nur in einem umfassenden und dif-
ferenzierten Netzwerk Frühe Hilfen“ [4]. 
Eine Verbesserung der Situation hoch be-
lasteter Familien erwarten die Fachleute 
insbesondere von einer stärkeren Ver-
zahnung zwischen Leistungserbringern 
der Jugendhilfe und dem Gesundheits-
system [5, 6]. Denn Akteure des Gesund-
heitssystems, insbesondere niedergelas-
sene Ärztinnen und Ärzte oder Hebam-
men, gelten aus mehreren Gründen, die 
unten näher erläutert werden, als beson-
ders geeignete Zugangswege zu hoch be-
lasteten Familien.

Das NZFH [7] unterstützt die Koo-
peration der Modellprojekte durch die 
Förderung des Austauschs zwischen den 
Projekten, die Koordination von For-
schungsfragen und die Projekt über-
greifende Präsentation zentraler Ergeb-
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nisse. Als Institution auf Bundesebene ist 
für das NZFH die Übertragbarkeit und 
Generalisierbarkeit der Forschungser-
gebnisse von besonderem Interesse, um 
nach Abschluss der Förderungsperi-
ode auf wissenschaftlicher Grundlage 
gemeinsam mit den praktisch Tätigen 
Empfehlungen für die Praxis entwickeln 
zu können. Ziel ist die Unterstützung des 
wissensbasierten Auf- und Ausbaus Frü-
her Hilfen bundesweit und der Initiie-
rung einer verbesserten Zusammenar-
beit zwischen den Akteuren der unter-
schiedlichen Unterstützungs- und Hil-
fesysteme.

Forschungsfragen

In einer 2007 verfassten Analyse des For-
schungsstandes zu Frühen Hilfen wird 
festgestellt, dass es noch gravierende 
Wissenslücken gibt [8]. Ein Teil die-
ser Wissenslücken soll unter dem Dach 
des NZFH gemeinsam mit den Modell-
projekten geschlossen werden. Im Akti-
onsprogramm „Frühe Hilfen für Eltern 
und Kinder und Soziale Frühwarnsys-
teme“ wurden auf der Basis von Praxis-
erfahrungen Anforderungen an Frühe 
Hilfen formuliert. Analog zu diesen An-
forderungen (auch als Qualitätsdimen-
sionen bezeichnet) ergeben sich zentra-
le Fragestellungen für die wissenschaft-
liche Begleitung. Die folgenden Ausfüh-
rungen konzentrieren sich auf eine der 
sechs Qualitätsdimensionen Früher Hil-
fen beziehungsweise auf einen Untersu-
chungsschwerpunkt: auf die Herstellung 
eines systematischen und umfassenden 
Zugangs zu Familien.

Systematische Zugänge zu Familien 
gibt es derzeit in Deutschland nur punk-
tuell. Eine der Anforderungen an Frühe 
Hilfen ist der Ausbau von Zugängen zu 
allen, und damit auch zu hoch belaste-
ten Familien, um ihnen frühzeitig Hil-
feangebote unterbreiten zu können. Sol-
che Zugänge erhoffen sich die Fachleu-
te vor allem über das Gesundheitssystem. 
Dabei werden mehrere Leistungserbrin-
ger als potenzielle Vermittlungsinstanzen 
in den Blick genommen. Im Folgenden 
stehen drei Gesundheitsakteure im Fo-
kus: niedergelassene Gynäkologinnen 
und Gynäkologen, Kinderärztinnen und 
-ärzte und Hebammen.

Zusammenfassung · Abstract
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Zusammenfassung
Voraussetzung für präventiven Kinderschutz 
ist ein frühzeitiger, systematischer und um-
fassender Zugang zu hoch belasteten Fami-
lien. Akteure des Gesundheitssystems – ins-
besondere niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte sowie Hebammen – genießen eine ho-
he Akzeptanz in der Bevölkerung und bieten 
so die idealen Voraussetzungen, um diesen 
Zugang herzustellen. Deshalb wird im Kon-
text Früher Hilfen eine enge Zusammenarbeit 
der Jugendhilfe mit Ärzteschaft und Hebam-
men angestrebt. Inwieweit aber können die-
se Leistungserbringer des Gesundheitswe-
sens die vonseiten der Frühen Hilfen an sie 
herangetragenen Hoffnungen erfüllen? Die-
ser Frage ist das Nationale Zentrum Frühe Hil-
fen mit Unterstützung der im Rahmen des 
Aktionsprogramms des Bundesfamilienmi-
nisteriums bundesweit geförderten Modell-
projekte nachgegangen. Die projektüber-

greifende Darstellung ausgewählter Ergeb-
nisse, Erkenntnisse und Erfahrungen zur Koo-
peration zwischen Akteuren der Jugendhilfe 
und niedergelassenen Ärztinnen, Ärzten und 
Hebammen basiert auf einer explorativen 
schriftlichen Befragung der zehn Projekte. Die 
Auswertung zeigt, dass die Zusammenarbeit 
mit freiberuflichen Hebammen aus Sicht der 
Modellprojekte Erfolg versprechend ist. Dem-
gegenüber entspricht die Kooperation mit 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten noch 
nicht den Hoffnungen und Erwartungen. Um 
hier eine Verbesserung der Situation zu errei-
chen, müssen Bedingungen unterstützt wer-
den, die ein stärkeres Engagement der Ärzte-
schaft für Frühe Hilfen fördern.

Schlüsselwörter
Frühe Hilfen · Niedergelassene Ärzte ·  
Hebammen · Zugangswege · Vernetzung

Access to high-risk families through selected actors of the 
health care system. Results of an explorative questioning 
of early childhood intervention pilot projects

Abstract
A requirement for preventive child protec-
tion is an early and systematic access to high-
risk families. Actors of the health care sys-
tem, in particular doctors in private prac-
tice and midwives, are highly accepted with-
in the population and therefore offer perfect 
requirements to provide this access. For this 
reason the aim in the context of early child-
hood intervention is a close cooperation of 
the Child and Youth Services with doctors 
and midwives. To what extent can these ser-
vice providers of the health care system ful-
fill these expectations? The National Centre 
on Early Prevention tried to find an answer 
to this question with the support of 10 pilot 
projects which were set up within the frame-
work of the action program “Early Preven-
tion and Intervention for Parents and Chil-
dren and Social Warning Systems”. The com-
prehensive project presentation of selected 

results, insights and experiences concerning 
cooperation between agents of the Child and 
Youth Services and doctors in private practice 
and midwives is based on explorative writ-
ten questioning of the 10 projects. The study 
shows from the point of view of the pilot 
projects that the cooperation with freelance 
midwives is promising. In contrast, the coop-
eration with doctors in private practice does 
not yet meet the hopes and expectations. 
To achieve an improvement of this situation, 
conditions have to be supported which pro-
mote a stronger commitment of the medical 
profession to early childhood intervention.

Keywords
Early childhood intervention · Doctors in  
private practice · Midwives · Access to high 
risk families · Networking
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Niedergelassene Gynäkologinnen und 
Gynäkologen können bereits im Rah-
men der Vorsorgeuntersuchungen in der 
Schwangerschaft vertrauliche Kontakte 
herstellen, medizinische und psychoso-
ziale Risiken dokumentieren sowie die 
Schwangere und ihren Partner beraten 
beziehungsweise auf Beratungsangebote 
aufmerksam machen. Schon kurz nach 
der Geburt des Kindes können niederge-
lassene Kinderärztinnen und -ärzte über 
die Früherkennungsuntersuchungen den 
Kontakt zu belasteten jungen Familien 
herstellen. Die Hilfe von Hebammen wird 
von vielen Frauen auch vor und nach der 
Geburt des Kindes gerne in Anspruch ge-
nommen.

Insbesondere aus drei Gründen sind 
niedergelassene Gynäkologinnen und 
Gynäkologen, Kinderärztinnen und 
-ärzte sowie Hebammen als Zugangswege 
für Frühe Hilfen prädestiniert:
F  Leistungen von mindestens einem der 

drei Gesundheitsakteure werden von 

fast allen Frauen, darunter auch hoch 
belasteten, rund um die Geburt in 
Anspruch genommen.

F  Bei jungen Eltern sind sowohl die nie-
dergelassenen Ärztinnen und Ärzte 
als auch die Hebammen hoch akzep-
tiert und werden von ihnen als un-
terstützend und nicht stigmatisierend 
erlebt.

F  Ärztliche Leistungen und Hebam-
menhilfe werden frühzeitig in An-
spruch genommen, oft bereits wäh-
rend der Schwangerschaft oder der 
Geburt des Kindes.

Ziel vieler Vernetzungsaktivitäten im Be-
reich Früher Hilfen ist aus diesen Grün-
den die systematische Kooperation mit 
freiberuflichen Hebammen sowie nieder-
gelassenen Ärztinnen und Ärzten, um ei-
ne frühzeitige Erreichbarkeit hoch belas-
teter Familien zu ermöglichen; ein Zu-
gang der von den Eltern nicht als stigma-
tisierend erlebt wird.

Hebammen haben sich dem Thema 
Frühe Hilfen in den letzten Jahren zu-
nehmend geöffnet: Seit 2006 gibt es auf 
Initiative des Deutschen Hebammen-
Verbandes e.V. (DHV) eine geregelte 
und abgestimmte Fortbildung zur Fami-
lienhebamme, die auf sehr großes Inter-
esse bei den Hebammen stößt [9]. Auch 
bei niedergelassenen Ärztinnen und 
Ärzten trafen Fortbildungsangebote im 
Kontext Früher Hilfen auf positive Re-
sonanz: So formulierten niedergelassene 
Ärztinnen und Ärzte einen zunehmend 
hohen Problemdruck im Umgang mit 
hoch belasteten Familien, oft einherge-
hend mit einem Gefühl der Unsicherheit 
und Hilflosigkeit angesichts von Proble-
matiken, die über den medizinischen 
Kompetenzbereich hinausweisen. In 
einem Pilotprojekt der KV-Baden-Würt-
temberg zeigten die Teilnehmenden aus 
der Ärzteschaft deshalb eine große Be-
reitschaft, sich mit Fragen und Möglich-
keiten einer erfolgreichen Zusammenar-

Baden-Württemberg | Rheinland-Pfalz | Bayern | Thüringen

Brandenburg

Hamburg

Sachsen-Anhalt

Niedersachsen

Hessen | Saarland

Berlin

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen | Bremen | Sachsen

Nordrhein-Westfalen | Schleswig-Holstein

Guter Start ins Kinderleben

Wie Elternschaft gelingt (WIEGE - STEEPTM)

Wie Elternschaft gelingt (WIEGE - STEEPTM)

»Soziale Frühwarnsysteme in NRW« und »Schutzengel für
Schleswig-Holstein«

Evaluation Früher Hilfen und Sozialer Frühwarnsysteme
in NRW und Schleswig-Holstein

Familienhebammen im Land Sachsen-Anhalt

Familienhebammen im Landkreis Osnabrück
Familienhebammen. Frühe Unterstützung -

FrühStart: Familienhebammen im Land Sachsen-Anhalt

frühe Stärkung?

Frühe Interventionen für Familien (PFIFF)

Netzwerk Kinderschutz als Soziales Frühwarnsystem in Berlin-Mitte

Keiner fällt durchs Netz (KFDN)

Evaluation und Coaching zum Sozialen Frühwarnsystem in Berlin-Mitte

Chancen für Kinder psychisch kranker und/oder suchtbelasteter Eltern

Pro Kind

Abb. 1 9 Länderkarte. 
Die Abbildung zeigt, 
in welchen Bundes-
ländern die einzelnen 
 Modellprojekte arbeiten. 
Einige Modellprojekte sind 
in mehreren Ländern aktiv
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beit mit Anbietern Früher Hilfen ausein-
anderzusetzen [10].

Aber wie funktionieren diese Koo-
perationen in der Praxis? Inwieweit eig-
nen sich Leistungserbringer des Ge-
sundheitssystems – insbesondere frei-
berufliche Hebammen und niedergelas-
sene Ärztinnen und Ärzte – als Zugangs-
wege zu hoch belasteten Familien? Wie 
wird die Qualität der Zusammenarbeit 
von Anbietern Früher Hilfen beurteilt? 
Inwieweit lassen sich Hebammen und 
Ärzteschaft in Frühe Hilfen Netzwerke 
integrieren und welche Schwierigkeiten 
müssen dabei überwunden werden? Ers-
te Antworten auf diese Fragen, die das 
NZFH gemeinsam mit den Modellpro-
jekten zu finden versucht, werden im 
Folgenden dargestellt.

Methode

Um Ergebnisse, Erkenntnisse und Erfah-
rungen der Modellprojekte übergreifend 
zusammenzufassen, wendet das NZFH 
zwei Verfahren der Datenerhebung an: 
wiederholte standardisierte Befragungen 
der Projektleitungen und dokumentierte 
Ergebnisse der Austausch-Workshops.

Mehrmals wurden die Projektlei-
tungen in der Förderphase vom NZFH 
um die Beantwortung von Fragebögen 
gebeten. Diese Erhebungen ermöglichen 
eine zusammenfassende Einschätzung 
der Erkenntnisse, Erfahrungen und Er-
gebnisse zu ausgewählten, gemeinsamen 
Forschungsthemen. Obwohl sich die Mo-
dellprojekte hinsichtlich des Forschungs-
designs, der Stichprobenauswahl und 
einzelner Untersuchungsschwerpunkte 
sehr stark voneinander unterscheiden, 
haben sie ein gemeinsames Anliegen: die 
Suche nach Erkenntnissen, Erfahrungen 
und Forschungsergebnissen zu den im 
Aktionsprogramm formulierten Quali-
tätsdimensionen Frühe Hilfen.

Die folgende Darstellung basiert auf 
der aktuellen schriftlichen Befragung 
der zehn Modellprojekte, in der gezielt 
nach Erkenntnissen entlang der Qua-
litätsdimensionen gefragt wurde. Das 
NZFH hat den Leitungen und Mitarbei-
tenden der Projekte im Februar 2010 ei-
nen umfangreichen Fragebogen mit der 
Bitte um Bearbeitung zugesandt. Neben 
Fragen zum Projektverlauf, zu den im 

Rahmen des Projekts angebotenen Fort-
bildungsmaßnahmen und zur Beschrei-
bung der Zielgruppe, wurden mit sechs 
Frageblöcken auch erste Einschätzungen 
im Zusammenhang mit den Qualitätsdi-
mensionen erhoben. So haben die Pro-
jektleitungen und Mitarbeitenden auf 
Grundlage ihrer Forschungs- und Pra-
xiserfahrungen ein erstes Urteil zum 
Beispiel über die Qualität unterschied-
licher Zugangswege, den Erfolg des Ein-
satzes standardisierter Instrumente zur 
Risikoerfassung oder über Strategien 
der Verankerung von Frühe-Hilfe-An-
geboten im Regelsystem abgegeben. Da 
die meisten Projekte noch nicht abge-
schlossen sind, handelt es sich um erste 
Einschätzungen, die jedoch einen guten 
Einblick in die Situation erlauben. Alle 
zehn Modellprojekte haben den Frage-
bogen zurückgesandt. Die Bögen wur-
den – je nach Zuständigkeit – zum Teil 
von der wissenschaftlichen Begleitung, 
zum Teil von Mitarbeitenden des Praxis-
teams beantwortet.

Die Interpretation der Befragungser-
gebnisse wird unterstützt durch Infor-
mationen, die den Protokollen der re-
gelmäßigen Treffen der Modellprojekte 
entnommen werden können. In regel-
mäßigen Abständen finden gemeinsame 
Workshops der Projektbeteiligten statt, 
die vom NZFH organisiert und mo-
deriert werden. Diese Workshops bie-
ten eine Plattform für den internen In-
formationsaustausch. Hier werden Er-
fahrungen und Forschungsergebnisse 
kommuniziert, forschungspraktische 
Schwierigkeiten offen angesprochen, 
Lösungsmöglichkeiten diskutiert und 
Ideen für projektübergreifende Vorha-
ben entwickelt.

Ausgewählte Erfahrungen, 
Ergebnisse und Erkenntnisse 
aus den Modellprojekten

Zunächst sollen Bedeutung und Quali-
tät der Zusammenarbeit mit verschie-
denen Akteuren des Gesundheitssys-
tems, so wie sie sich aus Sicht der Mo-
dellprojekte darstellen, beschrieben wer-
den. Anschließend werden zwei der Ak-
teure genauer in den Blick genommen 
– niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 
und Hebammen.

Zugangswege

Um zu ermitteln, welche Zugangswege 
aus Sicht der Modellprojekte im Kon-
text Früher Hilfen besonders relevant 
sind, wurden die Projektleitungen um ei-
ne Einschätzung der Bedeutung von 20 
potenziellen Kooperationspartnern an-
hand einer fünfstufigen Skala gebeten 
(Von 1 „sehr wichtig“ bis 5 „unwichtig“). 
Von den 20 Akteuren besteht ein Drit-
tel aus Leistungserbringern des Gesund-
heitssystems, zum Beispiel niedergelas-
sene Kinderärztinnen und -ärzte oder 
Geburtskliniken, ein Drittel aus Institu-
tionen der Jugendhilfe, zum Beispiel Ju-
gendämter oder Erziehungsberatungs-
stellen und ein weiteres Drittel kann an-
deren Unterstützungssystemen zugeord-
net werden, wie zum Beispiel die Schwan-
gerschaftsberatungsstellen, Kindertages-
stätten oder ARGEN.

Die Auswertung der schriftlichen Be-
fragung zeigt deutlich, dass Akteure des 
Gesundheitssystems hoch relevante Ko-
operationspartner im Feld Früher Hilfen 
sind: Unter den 20 Akteuren erhielten die 
niedergelassenen Kinderärztinnen und 
-ärzte (1,2), die Geburtskliniken (1,2) die 
niedergelassenen Frauenärztinnen und 
-ärzte (1,3) und die freiberufliche Heb-
ammen (1,3) neben dem Jugendamt (1,0) 
die insgesamt höchste Durchschnittsbe-
wertung. Auffallend ist der hohe Kon-
sens über die Bedeutung dieser Akteure: 
So wählten zum Beispiel jeweils acht von 
zehn Projekten vor dem Hintergrund ih-
rer praktischen Erfahrungen den Maxi-
malwert „sehr wichtig“ zur Einschätzung 
der Bedeutung von Geburtskliniken und 
niedergelassenen Frauenärztinnen und 
-ärzten.

Akteure des Gesundheitssystems be-
sitzen aufgrund ihres Potenzials als nicht 
stigmatisierend wirkender und von den 
Familien als unterstützend erlebter Zu-
gangsweg eine besonders hohe Bedeu-
tung im Feld Früher Hilfen. Inwieweit 
können sie diesen Erwartungen und 
Hoffnungen vonseiten der Frühen Hilfen 
gerecht werden? Im Fragebogen haben 
die Projekte die Qualität der Zusammen-
arbeit mit den einzelnen Akteuren vor 
dem Hintergrund ihrer Erfahrungen im 
Arbeitskontext anhand einer fünfstufigen 
Skala von „sehr gut“ bis „gar nicht gut“ 
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bewertet. Die Ergebnisse sind ernüch-
ternd: Die Kooperation mit Akteuren des 
Gesundheitssystems wird fast durchweg 
negativ beurteilt. So erhalten die nieder-
gelassenen Gynäkologinnen und Gynä-
kologen, denen gemeinsam mit den Ge-
burtskliniken die zweithöchste Bedeu-
tung im Frühe-Hilfen-Kontext zugemes-
sen wird, bei der Beurteilung der tatsäch-
lichen Qualität der Zusammenarbeit die 
schlechteste durchschnittliche Bewertung 
überhaupt (4,4 auf einer fünfstufigen Ska-
la). Auch die niedergelassenen Kinder-
ärztinnen und -ärzte können die hohen 
Erwartungen, die aufgrund ihrer poten-

ziellen Rolle als Türöffner für Frühe Hil-
fen in sie gesetzt werden, nicht erfüllen: 
Von 20 Akteuren erhalten sie die 3. und 4. 
schlechteste Bewertung (3,4) (. Tab. 1).

Aus Sicht der Modellprojekte ist die 
Qualität der Kooperation mit Hebammen 
im Durchschnitt besser (2,3). Da sich die 
Rahmenbedingungen für die Hebammen 
stark von der Situation anderer Akteure 
des Gesundheitssystems unterscheiden, 
sollen zunächst weitere Ergebnisse zu 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten 
vorgestellt werden. Abschließend wird 
gesondert kurz auf die Hebammen ein-
gegangen.

Niedergelassene 
Ärztinnen und Ärzte

Als Ursache für die schlechte Qualität der 
Zusammenarbeit wird vonseiten der Mo-
dellprojekte ein geringes „Eigeninteresse“ 
vermutet. Der oftmals formulierte hohe 
Problemdruck der niedergelassenen Ärz-
tinnen und Ärzte, die grundsätzliche Be-
reitschaft sich zum Wohle der Kinder in 
Frühe-Hilfen-Netzwerken zu engagieren, 
scheint unter den gegenwärtigen Rah-
menbedingungen ärztlichen Handelns 
den Eigeninteressen als Niedergelassene 
entgegenzustehen.

Besonders gering wird das Interes-
se der Gynäkologinnen und Gynäkolo-
gen an einer Zusammenarbeit mit Frü-
hen Hilfen eingeschätzt: auf einer fünf-
stufigen Einschätzungsskala mit einem 
Durchschnittswert zwischen vier und 
fünf (4,3). Auch das Eigeninteresse der 
niedergelassenen Kinderärztinnen und 
-ärzte ist aus Sicht der Modellprojekte 
niedrig. Deshalb wird auch der Aufwand, 
der für die Pflege der Kooperationsbe-
ziehungen mit diesen besonders wich-
tigen Partnern notwendig ist, als beson-
ders hoch eingeschätzt. Die Aufrechter-
haltung der Zusammenarbeit mit nieder-
gelassenen Gynäkologinnen und Gynä-
kologen (4,5), Kinderärztinnen und Kin-
derärzten sowie Geburtskliniken (4,2) er-
fordert deutlich höhere Anstrengungen 
als die Kooperation mit den anderen po-
tenziellen Partnern. Da viele Ärztinnen 
und Ärzte einen Problemdruck spüren 
und den Frühen Hilfen zunächst sehr of-
fen gegenüberstehen, stellt sich die Frage 
nach den Gründen für die faktisch beob-

achtete Zurückhaltung beim aktiven En-
gagement als Vermittlungsinstanz zwi-
schen hoch belasteten Eltern und Frühe-
Hilfen-Angeboten.

Im Rahmen eines thematisch fokus-
sierten Austauschs während eines Work-
shops wurden die Ursachen des eher ge-
ringen Engagements der niedergelas-
senen Ärztinnen und Ärzte im Kon-
text Früher Hilfen vor dem Hintergrund 
der Erfahrungen, die in den Modellpro-
jekten gesammelt wurden, diskutiert. In 
der Diskussion kristallisierten sich zwei 
vermutete Gründe dafür heraus, warum 
ein stärkeres Engagement dem Eigenin-
teresse entgegensteht: Zum einen sind 
Vernetzungsaktivitäten, zum Beispiel 
der Besuch von Veranstaltungen loka-
ler Frühe-Hilfe-Netzwerke, zeitaufwen-
dig. Dies bedeutet für niedergelassene 
Ärztinnen und Ärzte Verdienstausfälle. 
Auch die Feststellung von Hilfebedarf, 
die das Wissen über Verfahren der Belas-
tungs- und Risikoerfassung voraussetzt, 
sowie die Vermittlung von Patientinnen 
und Patienten in Angebote Früher Hil-
fen kosten Zeit und können nicht spezi-
ell im Rahmen der Krankenkassenvergü-
tung abgerechnet werden. Zum Zweiten 
müssen Ärztin oder Arzt die Entschei-
dung, ob sie eine Familie als hilfebedürf-
tig einstufen und sie mit dem System der 
Jugendhilfe konfrontieren, selbstständig 
und oft auch ohne ausreichende Orien-
tierungshilfen treffen. Dabei müssen sie 
damit rechnen, auf Befremden und teils 
massive Abwehr der Familien zu stoßen. 
Unsicherheiten aufseiten der Ärzteschaft 
resultieren oftmals aus befürchteten ju-
ristischen Problemen im Zusammen-
hang mit der ärztlichen Schweigepflicht. 
Schwerer wiegt jedoch häufig die Gefahr 
des Vertrauensverlusts der betroffenen 
Familien der Ärztin oder dem Arzt ge-
genüber, der zum Behandlungsabbruch 
führen kann [12]. Beides, sowohl der mit 
einem Engagement für Frühe Hilfen ver-
bundene unentgeltliche zusätzliche Auf-
wand als auch begründete Vorbehalte 
hinsichtlich Datenschutz und Vertrau-
ensbasis, erschwert eine erfolgreiche Zu-
sammenarbeit mit Anbietern Früher Hil-
fen trotz einer grundsätzlich positiven 
Haltung.

Aus diesen Gründen erscheint den 
Modellprojekten auch die Möglichkeit 

Tab. 1  Bewertung der Qualität der Zu-
sammenarbeit hinsichtlich der Zugangs-
wege zu hoch belasteten Familien

Akteure/Instituti-
onen

Antwortkategorie 
fünfstufig: sehr gut 
bis gar nicht gut

Akteure/Institutionen des Gesundheitssystems

Niedergelassene Gy-
näkolog/-innen

4,4

Niedergelassene Kin-
derärzt/-innen

3,4

Geburtskliniken 2,7

Kinderkliniken 3,3

Hebammen 2,3

Gesundheitsamt 2,9

Andere (zum Beispiel 
Psychiatrie)

2,3

Akteure/Institutionen der Jugendhilfe

Jugendamt, ASD/BSA 1,9

Clearingstelle 2,4

Andere öffentliche Trä-
ger der Jugendhilfe

2,0

Beratungsstellen 3,0

Kindertagesstätten 2,7

Andere freie Träger der 
Jugendhilfe

1,5

Akteure/Institutionen weiterer Unterstützungs-
systeme

Schwangerschaftsbe-
ratungsstellen

2,2

Frauenhäuser 2,5

Frühförderung 3,0

Schulen 2,6

ARGEN, Jobcenter 3,0

Suchtberatungsstellen 2,9

Familiengerichte 4,2

Sonstige 2,5
Basis: N=10 Modellprojekte; Frage 6.1.2: Bitte be-
werten Sie die Zusammenarbeit mit Blick auf die 
Zugänge für jeden Akteur/jede Institution – Allge-
mein: Qualität der Zusammenarbeit
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einer dauerhaften Kooperation mit nie-
dergelassenen Ärztinnen und Ärzten un-
ter den heutigen Bedingungen wenig re-
alistisch: Eine dauerhafte Zusammenar-
beit mit Gynäkologinnen und Gynäkolo-
gen ist nach Einschätzung von vier Mo-
dellprojekten eher nicht zu erwarten. Bei 
dieser Berufsgruppe kommt hinzu, dass 
Frauenärztinnen und -ärzte die Schwan-
gere sehr viel stärker im Blick haben als 
das Ungeborene. Ein stärkeres Engage-
ment für Frühe Hilfen bedeutet oftmals, 
dass die Perspektive erweitert werden 
muss. Etwas besser als die Möglichkeiten 
einer dauerhaften Kooperation mit Gy-
näkologinnen und Gynäkologen wird 
die Zusammenarbeit mit den niederge-
lassenen Kinderärztinnen und -ärzten 
eingeschätzt.

Auffallend ist jedoch, dass die Mög-
lichkeiten einer zukünftigen dauerhaften 
Kooperation – betrachtet man die Ein-
zelbewertungen der Projekte im Durch-
schnitt – deutlich optimistischer einge-
schätzt werden, als es die geringe Qua-
lität der erfahrenen Zusammenarbeit 
in der Modellphase zunächst erwarten 
lässt: So erhielten die niedergelassenen 
Frauenärztinnen und Frauenärzte mit 
einem Wert zwischen vier und fünf auf 
einer fünfstufigen Skala eine sehr ne-
gative Beurteilung der faktischen Zu-
sammenarbeit im Frühe-Hilfen-Kon-
text (4,4). Die grundsätzliche Möglich-
keit einer dauerhaften Kooperation in 
Zukunft wurde aber mit einem Wert im 
mittleren Bereich deutlich positiver be-
urteilt (2,9). Dasselbe gilt für die nieder-
gelassenen Pädiaterinnen und Pädiater. 
Erkenntnisse und Erfahrungen in den 
Modellprojekten scheinen Anlass zu ge-
ben, die Möglichkeit zukünftiger Koo-
perationen besser einzuschätzen, als die 
Erfahrungen in der Vergangenheit zu-
nächst nahelegen. Detailergebnisse, Er-
kenntnisse und Erfahrungen in der prak-
tischen Umsetzung von Vernetzungsin-
itiativen werden dazu beitragen, Fehler 
in der Zusammenarbeit künftig zu ver-
meiden, Lösungsmöglichkeiten zu fin-
den und Hürden zu überwinden.

Hebammen

Vergleichbar mit der Bedeutung anderer 
Leistungserbringer des Gesundheitssys-

tems wird auch die Relevanz der nieder-
gelassenen Hebammen als Partnerinnen 
im Frühe-Hilfen-Kontext von den Mo-
dellprojekten sehr hoch eingeschätzt. Be-
trachtet man die Bewertung der Qualität 
der tatsächlichen Kooperation, zeigt sich 
jedoch ein deutlicher Unterschied: Heb-
ammen erzielen hier einen Wert im obe-
ren Bereich (2,3). Dabei resultiert diese 
im Vergleich mit den niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzten deutlich besse-
re Durchschnittsbewertung nicht allein 
aus den Angaben der Projekte, die auf-
grund ihres thematischen Schwerpunkts 
der Arbeit von (Familien-)Hebammen 
sehr positiv gegenüberstehen. Gute bis 
mittlere Bewertungen erhielten die Heb-
ammen auch von den anderen Modell-
projekten. Der Aufwand, der zur Pflege 
der Kooperation aus Sicht der Projekte 
notwendig ist, wird im Vergleich nied-
rig eingeschätzt, und von allen Akteuren 
des Gesundheitssystems vermuten die 
Modellprojekte auf Grundlage ihrer Er-
fahrungen in der Praxis bei den nieder-
gelassenen Hebammen das höchste „Ei-
geninteresse“ an einem Engagement im 
Feld Frühe Hilfen. Eine dauerhafte Ko-
operation erscheint mit einem Wert zwi-
schen 1 und 2 als „sehr realistisch“ (1,5) 
(. Tab. 2).

Ein im Vergleich stärkeres „Eigenin-
teresse“ kann sich über Aspekte der Heb-
ammentätigkeiten erklären, die leicht an 
die Praxis Früher Hilfen anschließen. Ne-
ben der medizinischen Betreuung in der 
Hebammenvorsorge und -nachsorge hat 
sich ein weiterer Schwerpunkt etabliert. 
Ein Teil der Arbeitsleistung von Hebam-
men besteht je nach Bedarf auch aus der 
psychosozialen Betreuung der Schwan-

geren beziehungsweise der jungen Mut-
ter, was die Beratung über Hilfeangebote 
einschließen kann. Da die Hebamme oft-
mals Zugang zum häuslichen Umfeld der 
jungen Familie hat, sich etwas mehr Zeit 
für Gespräche mit offenen Inhalten neh-
men kann und eher von den Familien ins 
Vertrauen gezogen wird als Ärztinnen 
und Ärzte, hat die Hebamme eine gute 
Ausgangsbasis zur Feststellung des Hilf-
ebedarfs, und es gelingt ihr auch oftmals 
besonders gut die Familie zur Annahme 
weiterer Hilfen zu motivieren. Aus die-
sem Grund wurden vielerorts Hebam-
men zu Familienhebammen fortgebil-
det, um zusätzlich spezielles Wissen zu 
drohender Kindeswohlgefährdung und 
zu Hilfeangebote und -möglichkeiten zu 
erwerben. Familienhebammenleistungen 
können an einigen Standorten bis zum 
ersten Geburtstag des Kindes abgerech-
net werden. In mehreren Projekten wird 
der Einsatz von Familienhebammen mo-
dellhaft erprobt.

Diskussion

Akteure des Gesundheitssystems haben 
höchste Bedeutung als Zugangswege zu 
hoch belasteten Familien. Die zusam-
mengefassten Erfahrungen aus den Mo-
dellprojekten verdeutlichen jedoch, dass 
die Qualität der Zusammenarbeit noch 
nicht durchweg den Hoffnungen und Er-
wartungen entspricht. So wird insbeson-
dere die Qualität der Kooperation zwi-
schen Frühe-Hilfen-Anbietern auf der 
einen Seite und niedergelassenen Ärz-
tinnen und Ärzten auf der anderen Seite 
noch als zu gering beurteilt.

Tab. 2  Bewertung der Zusammenarbeit mit Hebammen hinsichtlich der Zugangswege 
zu hoch belasteten Familien

  Antwortkategorien 5-stufig Durchschnittsbewertung

Bedeutung der Hebammen als Koo-
perationspartnerinnen

1 = sehr wichtig
bis 5 = unwichtig

1,3

Allgemeine Qualität der Zusammen-
arbeit

1 = sehr gut
bis 5 = gar nicht gut

2,3

Dauerhafte Kooperation realistisch? 1 = Ja, absolut
bis 5 = nein, gar nicht

1,5

Einschätzung des Aufwandes zur 
Pflege der Kooperationsbeziehung

1 = sehr niedrig
bis 5 = sehr hoch

2,5

Eigeninteresse der Akteure an einer 
Aufrechterhaltung der Kooperation

1 = sehr hoch
bis 5 = sehr niedrig

2,2

Datenbasis: N=10 Modellprojekte.
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Ein starkes Engagement im Feld Frü-
her Hilfen scheint unter den gegenwär-
tigen Rahmenbedingungen ärztlichen 
Handelns den Eigeninteressen als selbst-
ständig tätige Ärztinnen und Ärzte eher 
entgegenzustehen: Trotz grundsätzlicher 
Bereitschaft fürchten Ärztinnen und 
Ärzte Verdienstausfall und beklagen 
Unsicherheiten mit Blick auf den Daten-
schutz sowie mögliche Vertrauensverlus-
te ihrer Patientinnen und Patienten.

Erfahrungen, Ergebnisse und Er-
kenntnisse aus der wissenschaftlichen 
Begleitung der Modellprojekte zeigen 
hier dringenden Handlungsbedarf. Da-
mit sich die generelle Offenheit der 
Ärzteschaft in einem aktiven Engage-
ment im Frühe Hilfen Netzwerk nieder-
schlägt, gilt es, Bedingungen ärztlichen 
Handelns zu modifizieren. Ein erster 
Schritt in diese Richtung ist das vom 
NZFH geplante Projekt zur Vernetzung 
lokaler Angebote Früher Hilfen mit ver-
tragsärztlichen Qualitätszirkeln. Inner-
halb der bereits etablierten Qualitäts-
zirkel soll die Durchführung von „Fa-
milienfallkonferenzen“ erprobt werden, 
in denen konkrete Fälle mit erhöhtem 
Hilfebedarf zur Abwendung einer Kin-
deswohlgefährdung im multiprofessio-
nellen Kreis analysiert werden. Um Ärz-
tinnen und Ärzte zu unterstützen, wer-
den zudem Informationen zu rechtlichen 
Grundlagen, Epidemiologie und Risiko-
erkennung erarbeitet und den beteiligten 
Vertragsärztinnen und -ärzten zur Ver-
fügung gestellt.

Die Kooperation mit freiberuflichen 
Hebammen wird von den Modellpro-
jekten vor dem Hintergrund der prak-
tischen Erfahrung positiv beurteilt: Heb-
ammen sind hoch relevant für den Zu-
gang zu belasteten Familien, die Quali-
tät der Zusammenarbeit ist gut, und eine 
dauerhafte Kooperation im Kontext Frü-
her Hilfen erscheint realistisch; nicht zu-
letzt auch wegen des hohen „Eigeninter-
esses“, das bei dieser Berufsgruppe ver-
mutet wird, und des eher gering einge-
schätzten Aufwandes zur Pflege der Ko-
operationsbeziehungen. Zur Unterstüt-
zung der Hebammen als Teil des Frühe-
Hilfen-Netzwerkes in Deutschland sol-
len zwei Impulse weiterverfolgt werden: 
die Entwicklung einheitlicher Qualitäts-
standards bei der Fortbildung zur Fami-

lienhebamme und die Überführung von 
Familienhebammenleistungen in die Re-
gelversorgung.

Die wissenschaftliche Begleitung der 
Modellprojekte ist noch nicht abgeschlos-
sen. Detaillierte Ergebnisse – nicht nur zu 
Fragen nach den Zugangswegen zu hoch 
belasteten Familien, sondern auch zu ei-
ner Vielzahl weiterer Fragestellungen im 
Zusammenhang mit der Wirkungswei-
se Früher Hilfen – werden in Kürze er-
wartet. Die gezielte Förderung anwen-
dungsorientierter Forschung schafft ei-
ne Wissensbasis, die erfolgreiche Strate-
gien im präventiven Kinderschutz iden-
tifiziert, Defizite aufzeigt und Problem-
lösungsmöglichkeiten nahelegt. Ziel ist 
die schrittweise Optimierung der Praxis 
Früher Hilfen zum Wohle der Kinder.
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Gesundheit und Gerechtigkeit

Ethische, soziale und rechtliche 
 Herausforderungen. Bericht der 
 Bioethik-Kommission des Landes 
Rheinland-Pfalz vom 30.4.2010

Am 30.4.2010 verabschiedete die Bio-

ethikkommission Rheinland-Pfalz, die von 

der Mainzer Landesregierung eingesetzt 

ist und unter dem Vorsitz des Justizminis-

ters tagt, ihren Bericht zu Problemen der 

Gesundheitsgerechtigkeit. Er wurde am 

1.7.2010 veröffentlicht und ist auch online 

abrufbar (über www.justiz.rlp.de). Frühere 

Voten der Kommission betrafen die Ster-

behilfe, die humane embryonale Stamm-

zellforschung oder die Präimplantations-

diagnostik. Der jetzige Text befasst sich mit 

Grundsatzfragen. Er empfiehlt, auch in der 

Bundesrepublik Deutschland dem Recht 

auf Schutz der Gesundheit Verfassungs-

rang zu verleihen, sodass Artikel 2 Absatz 

2 des Grundgesetzes zu erweitern ist und 

folgenden Wortlaut erhält: „Jeder hat das 

Recht auf Leben, Gesundheit und körper-

liche Unversehrtheit.“ Ein Hintergrund 

für diesen Vorstoß besteht darin, dass in 

 europäischen Dokumenten und in Men-

schenrechtserklärungen, zum Beispiel der 

UN-Kinderrechtskonvention, das Schutzgut 

der Gesundheit als Grund- und Menschen-

recht bereits verankert ist. Es ist an der 

Zeit, dies im Grundgesetz nachzuholen. 

Dies käme nicht zuletzt den Interessen von 

Kindern und anderen vulnerablen Gruppen 

zugute. 

Der Bericht geht sodann auf aktuelle 

Themen der Gesundheits-, Bildungs- und 

Forschungspolitik ein, die den Gesundheits-

schutz und die Wahrung von Gesundheits-

gerechtigkeit betreffen. Zur Gesundheits-

finanzierung drängt er auf Klarstellung, 

welche Gesundheitsleistungen von Seiten 

der Krankenkassen vorrangig abzusichern 

sind. Als unhaltbar wird es bezeichnet, dass 

die Begrenzung oder das Vorenthalten 

medizinischer Leistungen („Rationierung“; 

„Zweiklassenmedizin“) häufig stillschwei-

gend und intransparent erfolgen. Hierdurch 

könnte letztlich die gesellschaftliche 

Akzeptanz des Gesundheitssystems sowie 

rechtsstaatlicher Regelungen ausgehöhlt 

werden. Damit die für das Gesundheitssys-

tem zur Verfügung stehenden Ressourcen 

effektiv genutzt werden, ist der Kommissi-

on zufolge auch die unabhängige Gesund-

heitsforschung zu stärken. Zu den aktuellen 

Problempunkten der Gesundheitsfor-

schung gehören fehlende Wirksamkeits- 

und Sicherheitsprüfungen von Arzneimit-

teln nach der Zulassung oder Desiderate 

bei der Abschätzung von seltenen uner-

wünschten Arzneimittelnebenwirkungen 

und beim systematischen Vergleich neuer 

mit zugelassenen Arzneimitteln. 

Auf der Grundsatzebene rückt die Bio-

ethik-Kommission ein Leitbild ins Licht, 

das in der Bundesrepublik Deutschland 

noch immer zu wenig beachtet wird: die 

Partizipations- oder Befähigungsgerech-

tigkeit. Anknüpfungspunkte bieten die 

Ottawa-Charta der WHO von 1986 sowie 

Überlegungen des Ökonomen Amartya 

Sen, der Philosophin Martha Nussbaum 

oder des Gesundheitsethikers Norman 

Daniels. Demzufolge trägt der Staat Verant-

wortung für Rahmenbedingungen, die den 

einzelnen Bürger dazu befähigen, das ihm 

individuell mögliche Maß an Gesundheit 

tatsächlich erreichen zu können, damit er 

seine persönlichen Lebens-Chancen zu ver-

wirklichen vermag (capability approach). 

Diese Idee der Partizipationsgerechtigkeit 

führt über klassische Gerechtigkeitsdebat-

ten (Frage der Verteilungsgerechtigkeit) 

hinaus. Sie verknüpft Gerechtigkeit mit 

dem Grundrecht auf individuelle Selbstbe-

stimmung. 

Unter diesem Vorzeichen erörtert der 

Mainzer Bericht die gesundheitliche Situa-

tion verschiedener Bevölkerungsgruppen. 

Mit Blick auf Menschen mit Migrations-

hintergrund fordert er, dass Ärzten und 

dem Gesundheitspersonal in der Aus- und 

Fortbildung künftig interkulturelle Basis-

kenntnisse zu vermitteln sind. In einer eth-

nisch, lebens- und weltanschaulich pluralen 

Gesellschaft sollten Ärzte sprachliche, sach-

liche und kulturbedingte Zugangsprobleme 

ihrer Patienten angemessen einschätzen 

können. Gesondert geht der Bericht auf den 

schlechten Gesundheitsstatus von Kindern 

ein, die in Familien mit niedrigem Bildungs-

grad und im Status sozioökonomischer 

Benachteiligung aufwachsen. Sie sind nicht 

nur aktuell, sondern auch in ihren gesund-

heitlichen Zukunftsaussichten beeinträch-

Fachnachrichten

tigt. Bildungspolitisch liegt der Kommission 

daran, dass im Schulsystem die Vermittlung 

gesundheitsbezogener Kompetenzen zu 

verstärken ist (durch Projektförderung und 

durch die Verankerung von Gesundheit 

in verschiedenen Schulfächern). Darüber 

hinaus haben Kommissionsmitglieder 

vorgeschlagen, Gesundheitskunde in ge-

eigneten Altersstufen als eigenes Schulfach 

einzurichten, damit gesundheitsbezogene 

Bildung in der Schule institutionell einen 

eindeutig identifizierbaren Ort erhält. 

- Insgesamt zeigt der Bericht auf, welch 

hohen Stellenwert der Gesundheitsschutz 

sowie die Gesundheitsförderung für unsere 

 Gesellschaft besitzen, sodass sie als struk-

tur-, rechts-, forschungs- und bildungspo-

litische Querschnittsthemen aufgearbeitet 

werden müssen. Hierbei kann die Leitidee 

der Partizipationsgerechtigkeit ein wich-

tiger Orientierungsmaßstab sein. 

Prof. Dr. Hartmut Kreß, Bonn
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